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neueHonorare

BERLIN. Die neue Honorarord-
nung für Architekten und Inge-
nieure (HOAI) 2009 ist in Kraft. Am
17. August wurde sie im Bundesge-
setzblatt veröffentlicht. Zu den
wesentlichen Neuerungen gehört
die Anhebung der Honorare um
pauschal zehn Prozent. Daneben
sind für alle neuen Verträge mit
Bauherren die Honorare nicht
mehr an die tatsächliche Bausum-
me gekoppelt. Stattdessen gilt ein
sogenanntes Baukostenberech-
nungsmodell: Architekten und In-
genieure müssen danach ihre Ho-
norare auf der Basis von vorab be-
rechneten Baukosten ermitteln.

Neue Anreize zum kostenspa-
renden Bauen bietet jetzt ein Bo-
nus-Malus-System. Danach kön-
nen die Parteien künftig ein Bo-
nus-Honorar von bis zu 20 Prozent
des vorab festgelegten Honorars
vereinbaren, wenn die Ermitt-
lungsgrundlage des Honorars un-
terschritten wird. Ebenso ist ein
Malus-Honorar von bis zu fünf
Prozent des Honorars möglich,
das sich an der zulässigen Höhe ei-
ner Vertragsstrafe orientiert. (leja)

MEHR ZUM THEMA

Die Architektenkammer Baden-

Württemberg bietet Seminare zur

HOAI an. Infos unter:

www.akbw.de/service/auf-einen-

blick/artikel_5092.htm

Auftragsplus im

öffentlichenund

gewerblichenBau

BERLIN. Mit ihrer Geschäftslage
sind kleine und mittlere Bauunter-
nehmen weiterhin nicht zufrie-
den. Das ergab die monatliche
Umfrage des Zentralverbands des
Deutschen Baugewerbes unter
seinen Mitgliedern. Vor allem im
Wohnungsbau fehlen Impulse.
Die Zahl der Meldungen über eine
rückläufige Nachfrage übersteigt
laut Verband bundesweit die Mel-
dungen über gestiegene Aufträge.

Die Nachfrage nach Bauleistun-
gen im gewerblichen Bau zog da-
gegen bundesweit leicht an. Auch
im öffentlichen Bau ist eine Bele-
bung der Ordertätigkeit spürbar.
Die Nachfrageimpulse aus den
beiden Baubereichen haben sich
auch in leicht gestiegenen Auf-
tragsbeständen niedergeschlagen.
Diese liegen in den alten Ländern
bei 2,1 Monaten und in den neuen
Ländern bei 2,2 Monaten.

Zwar berichten die Mitgliedsbe-
triebe momentan noch überwie-
gend von unveränderten Bauprei-
sen, aber Meldungen über nach-
lassende Preise nehmen zu. Nach
Einschätzung der befragten Bau-
unternehmen dürften die Preise
am Bau in nächster Zeit eher nach-
geben. (sta)
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Regeln zur Beschleunigung der öffentli-

chen Auftragsvergabe – eine beschränk-

te Ausschreibung oder eine freihändige

Vergabe vorgeschrieben.

Vorgaben für die Vergabe von Briefpostdienstleistungen

Postdienstleistungenfallen-ebensowie

andere Liefer- oder Dienstleistungen -

unter die Vergaberegeln der VOL/A. Bei

Aufträgen mit einem Schätzwert ab dem

EU-Schwellenwert von 206 000 Euro

muss europaweit ausgeschrieben wer-

den. Unterhalb der EU-Schwelle muss

Briefmarkt Post-Konkurrentenblitzenbei
Kommunenhäufig ab

Mehr als 18 Monate ist der Markt

für Briefpost liberalisiert. Doch

ein Wettbewerb unter den An-

bietern will nicht in Schwung

kommen. Dazu tragen auch

Kommunen bei. Sie halten dem

ehemaligen Monopolisten

Deutsche Post die Treue – oft,

ohne Alternativen zu prüfen.

Von Wolfgang Leja

STUTTGART. Mit dem Wegfall des
Briefmonopols im Jahr 2008 ist auch
die Exklusivlizenz der Deutschen
Post erloschen. Seither hat sich der
Markt für alternative Wettbewerber
geöffnet: Paket- und Expressdienst-
leister, Verlage sowie reine Brief-
dienstleister sind seither im Brief-
markt aktiv. Doch die neuen Wett-
bewerber haben es schwer, neben
dem Exmonopolisten einen Fuß auf
den Boden zu bekommen. Immer
noch hat der gelbe Riese einen
Marktanteil von bundesweit knapp
92 Prozent. Dass das so ist, ist auch
dem zögerlichen Handeln der Kom-
munen zu verdanken. „Die meisten
schreiben Postdienstleistungen im-
mer noch nicht öffentlich aus“, be-
klagt Lars Heugel. Der Vertriebschef
von TNT Post Regioservice reist der-
zeit durch die Lande und informiert
in den Kommunen über Alternati-
ven, aber auch über ihre Ausschrei-
bungspflichten für Postbriefdienst-
leistungen. Sein Fazit: „Es gibt viel
Kommunikationsbedarf.“

Auch unterhalb der EU-Schwelle
muss ausgeschrieben werden

Postdienstleistungen müssen nach
dem Haushaltsrecht des Landes und
der Kommunen grundsätzlich aus-
geschrieben werden, bestätigt Oli-
ver Langer, Pressereferent im Wirt-
schaftsministerium. „Bei Aufträgen
mit einem Schätzwert ab dem EU-
Schwellenwert von 206000 Euro ist
dies europaweit nötig. Auch unter-

halb der EU-Schwelle muss national
öffentlich ausgeschrieben werden“,
sagt er. Ausschreibungsexperten wie
Karsten Kayser von den Rechtsan-
wälten Menold Bezler bestätigen
dies: „Gemeinden können sich
selbst unterhalb der Schwellenwerte
nicht aussuchen, ob sie ausschrei-
ben oder nicht.“ Die Gemeinde-
haushaltsordnung schreibe eine
wirtschaftliche und sparsame Haus-
haltsführung vor und empfehle die
Anwendung die Verdingungsord-
nung für Leistungen, kurz VOL/A.

Doch so einfach ist die Lage nicht.
Hermann Hornung, Abteilungslei-

ter Allgemeine Finanzprüfung bei
der Gemeindeprüfungsanstalt in
Karlsruhe, gibt zu bedenken, dass
man die Kommunen rechtlich dazu
gar nicht zwingen könne. „In Ba-
den-Württemberg besteht im Un-
terschwellenbereich das Problem,
dass die VOL nicht verbindlich ist“,
sagt er. Es seien quasi keine prakti-
schen Regeln vorgeschrieben. Er
wisse jedoch von Fällen, in denen
die Rechtsaufsichtsbehörde Aus-
schreibungen für Briefdienstleis-
tungen durchgesetzt habe.

Die Konkurrenten der gelben
Post wissen, dass die rechtliche

Handhabe diffus ist. Wohl deshalb
setzen sie weniger auf Konfrontati-
on als auf Dialog mit den Kommu-
nen. „Es ist nicht unser Ziel, Wettbe-
werb zu erzwingen. Wir wollen
Kommunen von unseren Leistun-
gen überzeugen“, sagt TNT Post-
Vertriebschef Heugel. Dabei erfolgt
der Frontalangriff über die Preise.

Einsparpotenziale im Briefmarkt
von bis zu 20 Prozent

Oliver Eilmann vom Post-Konkur-
renten BW Post, die unter dem Dach
der Zeitungshäuser Stuttgarter Zei-
tungsgruppe und Schwarzwälder
Bote Mediengruppe firmiert, rech-
net für Kommunen mit Einsparpo-
tenzialen von 20 Prozent und mehr
gegenüber der Deutschen Post. Und
das, obwohl der Ex-Monopolist im-
mer noch von der Mehrwertsteuer
befreit ist, während die neuen Wett-
bewerber ihren Kunden 19 Prozent
auf ihre Rechnungen draufschlagen
müssen. „Eine Stadt wie Stuttgart“,
so schätzt TNT Post-Vertriebschef

Heugel, „könnte jährlich sechs bis
siebenstellige Einsparungen“ reali-
sieren.

Doch die Landeshauptstadt hält
es bislang nicht für nötig, Angebote
von Wettbewerbern der Deutschen
Post einzuholen. „Es gibt keinen
Grund, weshalb wir aus einer funk-
tionierenden Beziehung mit der
Deutschen Post rausgehen sollten“,
sagt Javier Bellviure, Leiter Zentrale
Dienste der Stadt. Man habe sehr
gute Konditionen. Zudem sei die
Deutsche Post zuverlässig. Bei den
Privaten höre man so manches kriti-
sche Wort.

Dass es mit den Privaten funktio-
nieren kann, zeigt das Beispiel der
Stadt Esslingen, die einen großen
Teil ihrer Post mit TNT Post Regio-
service abwickelt. „Wir sortieren,
was für Baden-Württemberg be-
stimmt ist, den Rest lassen wir über
die Deutsche Post laufen“, sagt Gert
Meine, Abteilungsleiter Haupt- und
Personalamt der Stadt. „Das läuft
tadellos und die Stadt spart auf die-
se Weise erhebliche Portokosten.“

Wettbewerber wie TNT Post wollen der Deutschen Post Kunden im öffentlichen Bereich abjagen – aber die halten meist am Exmonopolisten fest. FOTO: DPA

Kurz notiert

Kurzarbeitergeld – Betriebe
unter Betrugsverdacht

STUTTGART. Die Bundesagentur
für Arbeit verdächtigt 31 Betriebe
in Baden-Württemberg, beim
Kurzarbeitergeld betrogen zu ha-
ben. Der dadurch angerichtete
Schaden könnte sich auf rund
419 000 Euro belaufen, sagte ein
Sprecher der Regionaldirektion
der Bundesagentur für Arbeit am
Mittwoch in Stuttgart. In zahlrei-
chen Fällen ermittelt bereits die
Staatsanwaltschaft. Baden-Würt-
temberg gehört zu den Bundeslän-
dern mit den meisten Menschen
in Kurzarbeit. Im März arbeiteten
212 000 Beschäftigte in 6800 Be-
trieben kurz. (lsw)

Bundesbank bietet
Bonitätsanalyse

STUTTGART. Viele Unternehmer
sorgen sich um eine Kreditklem-
me. Bernhard Sibold, Präsident
der Stuttgarter Hauptverwaltung
der Deutschen Bundesbank, sieht
keine Behinderung für die Wirt-
schaft. Entscheidend sei die Boni-
tät von Unternehmen. Dafür hat
die Bundesbank ein Bonitätsana-
lyseverfahren entwickelt. An drei
Infoabenden haben Unternehmer
in den Filialen der Deutschen Bun-
desbank in Stuttgart, Ulm und
Karlsruhe die Möglichkeit, sich
über das Verfahren kostenlos zu
informieren. Termine unter:
kurt.mezger@bvmw.de (sta)

Leere Arbeitsplätze bei Kurzarbeit, aber

zuweilen wird weiter gearbeitet. FOTO: DPA

Konjunkturpakete: Handwerker sollen nicht
auf Geldwarten, Gemeindenmüssen es vorschießen
Bundesmittel ausdemKonjunkturpakethaben langenWegdurchdieVerwaltungvor sich

STUTTGART. Wenn in den Kassen
der Handwerker noch kein Geld aus
dem Konjunkturpaket klingelt, liegt
das vor allem daran, dass bislang
kaum ein Betrieb eine Rechnung
verschicken konnte. Laut Johannes
Ruf vom Gemeindetag Baden-
Württemberg „sind viele Gemein-
den erst bei der Auftragserteilung.“
Und wo es fix ging, sind die Hand-
werker noch bei der Arbeit. Etwa in
Stuttgart, wo die Stadt in den Som-
merferien mit Arbeiten an 14 Schu-
len begonnen hat. 14 weitere ste-
hen ab Mitte 2010 auf dem Plan.

Betriebe sorgen sich
um zeitnahe Bezahlung

Weil Rechnungen für Zulieferer
und Löhne bezahlt werden müssen
und die Banken derzeit eher restrik-
tiv bei der Kreditvergabe sind, treibt
manchen Betriebsinhaber die Sor-
ge um, ob nach Fertigstellung und
Abnahme ihrer Arbeiten auch das
Geld zeitnah fließt. Denn die Mittel
aus dem Konjunkturpaket nehmen
offenbar einen langen Weg durch
die Verwaltung, auch wenn das
Verfahren eigens vereinfacht wur-

de. So melden die Kommunen
Rechnungen quartalsweise pau-
schal ans Regierungspräsidium.
Auf dieser Basis werden die Bun-
desmittel durch das Land angefor-
dert. Die Auszahlung erfolgt wie-
derum quartalsweise. Ein langwie-
riges Verfahren, auch wenn Regie-
rungspräsidien und Finanzminis-
terium einzelne Rechnungen we-
der sehen noch prüfen.

Über Monate auf ihr Geld warten
zu müssen, ist eine unangenehme
Vorstellung für Handwerker. Freu-

en dürfte es die Bauleute daher,
dass sie vom langen Weg des Geldes
wenig mitbekommen dürften.

Stadt Stuttgart
will in Vorleistung treten

So will zwar die Stadt Stuttgart frü-
hestens im vierten Quartal den
Geldfluss bei der nächst höheren
Stelle beantragen. Bis dahin aber
tritt die Stadt in Vorleistung. „Ein-
gehende Rechnungen werden
nach Abnahme der Baumaßnah-

men bezahlt“, sagt Pressesprecher
Markus Schubert, „unabhängig
davon, wann die entsprechenden
Mittel aus dem Konjunkturpaket
über Bund, Land und Regierungs-
präsidium die Stadtkasse erreicht
haben.“

Kommunen müssen Rechnungen
zum Fälligkeitsdatum begleichen

Auch das Finanzministerium be-
tont, das Verfahren zwischen Kom-
munen, Land und Bund habe kei-
nen Einfluss auf das Tempo der
Rechnungsbegleichung. Die Kom-
munen müssten eingehende Rech-
nungen unabhängig davon zum
Fälligkeitsdatum begleichen, sagt
ein Sprecher.

Der Gemeindetag verweist da-
rauf, dass dieses Vorgehen bei an-
deren Förderprogrammen eben-
falls üblich sei. Wann das Geld beim
Handwerker auf dem Konto ist,
hängt damit von der Zahlungsmo-
ral der Kommunen ab. Und hier ha-
ben die Betriebe seit jeher unter-
schiedliche Erfahrungen: Manche
Gemeinde überweist prompt, an-
dere lassen sich Zeit. (beb)

Handwerker müssen Rechnungen bezahlen und Löhne überweisen. Daher sorgt sich

mancher, ob die Leistungen von den Kommunen rechtzeitig bezahlt werden. FOTO: DPA
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